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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteien

Die am sozialdemokratischen Parteitag in Lausanne revidierten Parteistatuten weisen
in dieser Beziehung einige bezeichnende Neuerungen auf. Sie mildern die Bindung der
Fraktion an Parteitagsbeschlüsse, vergrössern und verbreitern die Basis der
Geschäftsleitung (Abkehr vom Vorortssystem) und verstärken die Unabhängigkeit der
Presse (anstelle der förmlichen «Parteiblätter» treten «sozialdemokratische
Zeitungen»). — Auch in der Art und Weise, wie Kandidaten aufgestellt und Parolen zu
Abstimmungen ausgegeben wurden, zeigte sich der Wille der einfachen Parteibürger,
ihr Mitspracherecht voll auszunützen. 
So bemühten sich die Luzerner Konservativ-Christlichsozialen, den Delegierten vier
verschiedene Regierungsratskandidaten zur Auswahl zu präsentieren. Bei der
Aufstellung der sozialdemokratischen Regierungsratskandidaten im Kanton Zürich
unterlag zunächst der vom Parteivorstand vorgeschlagene Parteisekretär Ueli Götsch.
Auch nach dem späteren, unvermuteten Rücktritt seines Gegenspielers erhielt er sein
Placet nur mit knappem Mehr. Der unerwartete Misserfolg des freisinnigen Kandidaten
G. Schürch bei der bernischen Stadtpräsidentenwahl wurde von der Presse darauf
zurückgeführt, dass die Anhänger des bei der parteiinternen Auswahl in Minderheit
gebliebenen Konkurrenten nicht genügend Wahldisziplin gezeigt hätten. 
Wie sehr Parteien umgekehrt berufen sind, natürliche Gegensätze des politischen
Lebens in ihrem eigenen Schosse auszugleichen, das bewies etwa die lebhafte
Diskussion am kantonalzürcherischen freisinnigen Parteitag, die der Parolenausgabe
zum umstrittenen Gesetz über den interkommunalen Finanzausgleich voranging. 1
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Grosse Parteien

Das Aktionsprogramm der Sozialdemokraten präsentiert sich in mancher Hinsicht als
Gegenstück zum freisinnigen Wahlmanifest. Übereinstimmung herrscht zwar in der
Sicht von der Dynamik unserer Zeit. Grosse Differenzen ergeben sich dagegen in der
Empfehlung der politischen Mittel. Anpassung an die Dynamik der Zeit erreicht man
nach dem Aktionsprogramm nur durch «demokratische Wirtschaftsplanung». Sie
erfordert eine klare Unterordnung von Gewinn- und Einzelinteressen unter ein Inventar
von Gemeinschaftsaufgaben. Gesamthaft gesehen, beschränkte sich also auch die
Sozialdemokratie auf eine zeitgemässe Interpretation ihrer 1959 neu formulierten
Doktrin. Sie wich eindeutigen Alternativen ebenso aus wie andere Parteien.

Der Parteitag der schweizerischen Sozialdemokratie, der am 21. Mai unter der Leitung
von Parteipräsident Nationalrat Fritz Grütter (sp, BE) in Zürich tagte, hiess zwar das
Parteiprogramm einstimmig gut. Im übrigen bot er aber — im Gegensatz zu den
Konventen der Schwesterparteien — das Bild einer belebten, ja von inneren
Spannungen bewegten Partei. Der Parteivorstand geriet bei verschiedenen
Abstimmungen über Sektionsanträge in Minderheit, und zwar in einem Verhältnis von 1
zu 3 oder 4 (Aufhebung der betriebsweisen Plafonierung, grundsätzliche Überprüfung
der Landwirtschaftspolitik unter Berücksichtigung der Integrationsprobleme, Kampf für
existenzsichernde Renten der AHV).

Die Spannungen innerhalb der Sozialdemokratie machten sich nicht nur am Parteitag,
sondern auch bei Wahlen bemerkbar. Im Wallis und Tessin endeten Aktionen von
dissidenten Gruppen mit Ausschlüssen.

Nicht aus der Partei, aber aus der bernischen Grossratsfraktion ausgeschlossen
wurden die beiden Grossräte Gassmann (BE, sp) und Villard (BE, sp). Sie hatten es
unterlassen, der Fraktion ihre parlamentarischen Vorstösse statutengemäss vor dem
Einreichen zu unterbreiten. Ganz offensichtlich waren aber die Disziplinarfragen bei
diesen Ausschlüssen nur ein Symptom für tiefer liegende Differenzen. 
Im Falle Gassmann manifestierten sich die bisher immer noch notdürftig
ausgeglichenen Gegensätze zwischen separatistischen und berntreuen Anhängern
innerhalb der jurassischen Sozialdemokratie, die sich bereits in den Nationalratswahlen
bemerkbar gemacht hatten. 
Der Fall Villard war ein weiteres Zeichen für den seit Jahren schwelenden Streit
innerhalb der Bieler Sozialdemokratie, auf den wir in der letztjährigen Jahreschronik
eingegangen sind. Villard ist Exponent der avantgardistischen Sektion Madretsch, die
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ihre Aufgabe darin sieht, gegen das «sozialistische Establishment» in Biel (repräsentiert
in den Sektionen Mett, Bözingen und Stadt Biel) und darüber hinaus in Kanton und Bund
zu demonstrieren. Sie ist ein Sammelbecken sozialistischer Nonkonformisten
verschiedenster Färbungen, auch Anhänger kommunistischer Varianten eingeschlossen.

Der im Dezember 1967 neu gewählte Präsident der Bieler Gesamtpartei möchte
versuchen, die Konflikte, soweit sie persönlich bedingt sind, zu versachlichen. Dass
Sachliches und Persönliches aber nicht leicht auseinanderzuhalten sind, zeigt etwa die
fristlose Entlassung Ahmad Hubers (BE, sp) als Mitarbeiter beim sozialdemokratischen
Bundesstadtpressedienst. Ahmad, früher Albert Huber, der unter dem Pseudonym
Georg Berner in der Zürcher Woche gewirkt hatte, betätigt sich nun unter dem zweiten
Pseudonym Urs Schweizer bei der National-Zeitung. Die Entlassung scheint bedingt
durch seine satirischen Kommentare zu einer Artikelserie, in der sich die
schweizerischen Parteien vorstellten. Sie erscheinen manchem Leser freilich weniger
satirisch als zynisch.

An der Jahresversammlung der Schweizerischen Vereinigung für politische
Wissenschaft vom 9. März 1968 bekannte der Direktor des sozialistischen Parteiorgans
Peuple-Sentinelle, René Meylan (NE, sp), der Sozialdemokrat habe zwei Seelen in seiner
Brust. Seiner ideologischen Herkunft entsprechend, wolle er die sozialistische
Gesellschaftsordnung verwirklichen, seiner jetzigen politischen Stellung nach aber
möchte er als Angehöriger einer mitverantwortlichen Regierungspartei dem
bestehenden Staate dienen. Damit ist der tiefere Grund der Spannungen innerhalb der
Sozialdemokratie in lapidarer Kürze formuliert worden. 
Es ist derselbe Zwiespalt, der auch die Zürcher Sozialdemokratie bei den Kantons-,
National- und Ständeratswahlen in eine offene Krise führte. Der kantonale
Parteisekretär Ueli Götsch, der vielen doktrinär orientierten Sozialdemokraten
bestenfalls als guter Liberaler gilt, und der Volksrechtredaktor Ulrich Kägi, der in einer
Artikelserie «Sozialismus heute» den Kapitalismus als die dem Industriezeitalter am
besten angepasste Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung bezeichnete und damit die
Anerkennung der NZZ fand, wurden im «Profil» mit einem «Ordnungsruf von links»
zurechtgewiesen. Götschs These von den wechselnden Wahlbedürfnissen, welcher der
Weltwocheredaktor R. Bigler seine Nomination zum sozialdemokratischen
Ständeratskandidaten verdankte, rief der Gegenthese Lienhards, die Sozialdemokratie
habe eine «bewusste Alternative zur bürgerlichen Politik» zu bringen.
In der Westschweiz zeigte der linke Flügel der Sozialdemokratie eine gewisse
Bereitschaft, den Bündnisangeboten der PdA in Genf, in der Waadt und in Neuenburg
entgegenzukommen. 
In Neuenburg führte die Offerte einer Listenverbindung zwischen POP und
Sozialdemokratie zu heftigen Diskussionen am ausserordentlichen kantonalen
Parteikongress. Sie wurde aber mit 49 gegen 45 Stimmen abgelehnt. 2

Droht heute nicht auch der Sozialdemokratie eine ähnliche Gefahr wie den einstmals
mächtigen Demokraten, die seinerzeit durch den gleichzeitig geführten Wettkampf mit
Freisinn und Sozialdemokraten dezimiert und vielerorts sogar aufgerieben worden
sind? 
Steht nicht auch ihr, infolge der Konkurrenz des Landesrings und der heftigen Angriffe
einer neuen, radikalen Linken, ein ähnlicher Zweifrontenkrieg nach aussen und
Zersplitterung im Innern bevor? 
Tatsächlich verschärften sich im abgelaufenen Jahr in dieser Partei die Spannungen
zwischen einem mehr evolutionären, auf eine pragmatische Politik eingestellten
rechten und einem mehr ideologisch operierenden, oppositionellen linken Flügel.
Solche Spannungen waren 1966 und 1967 zunächst nur in der Bieler Sektion zum Austrag
gekommen, hatten sich aber hernach auch in der Zürcher Kantonalpartei gleich einem
Wetterleuchten kommender Stürme angemeldet. René Meylan (sp, NE), der Direktor des
sozialistischen Parteiorgans «Le Peuple / La Sentinelle», widmete diesem Zwiespalt,
der ausserdem im Berner Jura (z.B. Spaltung der Sektion Delémont im zusammenhang
mit dem Separatismus, kantonales Volksbegehren der jurassischen Sozialdemokraten
für die Einführung von drei Wochen Ferien gegen die bernische Parteileitung), im
Tessin, im Wallis (Beilegung des Walliser Konflikts) und in verschiedenen
welschschweizerischen Sektionen in mehr oder weniger offenen Zwist übergegangen
war, eine sehr instruktive Artikelfolge. Er versuchte darin der Doppelfunktion der
Sozialdemokratie als Oppositions- und Regierungspartei gerecht zu werden und leitete
daraus ihre Pflicht des permanenten inneren Ausgleichs mit Blick auf das sozialistische
Fernziel ab. (Der Neuenburger Parteikongress vom Oktober wahrte die Einheit der
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Partei auf Grund eines antikapitalischten Programmes aber mit deutlicher
Grenzziehung gegenüber der PdA. Der Waadtländer Parteikongress erkor unter fünf
Anwärtern für den Regierungsrat den jüngsten, Pierre Aubert (sp, NE).)

Am instruktivsten für die Ausbalancierung dieser inneren Schwierigkeiten war 1968 das
Geschehen in der Zürcher Partei. An einem ausserordentlichen Parteitag in Uster im
Januar erfolgte zunächst die Abrechnung mit der pragmatischen «Links der Mitte»-
Politik des Parteisekretärs Ueli Götsch (sp, ZH). Es wurde ihr gegenüber geltend
gemacht, die SP müsse als Gesinnungspartei mehr sein als ein «besserer Landesring».
Eine zur Standortsbestimmung eingesetzte Kommission legte dem im November in
Horgen stattfindenden ordentlichen Parteitag ein neues Programm der «radikalen
Demokratie» vor, das den bisherigen Pragmatismus verabschiedet. Nach dem Referat
des eigentlichen Spiritus rector dieser Neuorientierung, Fritz Heeb (sp, ZH), soll die
Zürcher Sozialdemokratie, um ihr verlorengegangenes Profil wiederzugewinnen, hinfort
eine Politik der «offensiven gesellschaftlichen Veränderungen» betreiben. Ihr Ziel sei
es, den heutigen Menschen von der Manipulation durch anonyme Mächte zu befreien,
handle es sich nun um die Beseitigung einer wirtschaftlichen Oligarchie, welche die
Demokratie aushöhle, oder um die Schaffung einer neuen, radikalen Hochschule, die als
Modell einer radikalen Demokratie zu betrachten sei. Mit diesen offensichtlichen
Anleihen bei der «Neuen Linken» und der daraus folgenden Reideologisierung der
Politik hofft man, das Vertrauen der rebellischen Jugend neu zu gewinnen. Man verband
mit dieser Linksschwenkung eine personelle Erneuerung der Parteispitze (Rücktritt von
Parteisekretär U. Götsch (sp, ZH); Wahl eines Dreierpräsidiums, bestehend aus
Kantonsratspräsident Hans Storrer (sp, ZH), Fritz Heeb (sp, ZH) und Theo Keller (sp, ZH),
Winterthur).

Dass der Widerspruch zwischen dem sog. «Partei-Establishment» und den
oppositionellen Kreisen durch programmatische Aktionen und personelle
Veränderungen nicht so ohne weiteres aus der Welt geschafft werden kann, bewies
indessen der Parteitag der schweizerischen Partei in Basel vom 15./16. Juni, von dessen
Verlauf die Schlagzeile «pression d'une» base «dynamique sur le comité directeur du
parti» noch verhältnismässig zurückhaltend Zeugnis ablegt. Selbst ein zurückhaltender
Beurteiler wie Max Weber (sp, BE) gestand, dass dieser Parteitag «wahrscheinlich der
heftigste war» seit der Zeit, «da es um die Frage der Landesverteidigung und um die
Beteiligung am Bundesrat ging». 
Dem Kongress lagen gegen 90 Anträge von Sektionen vor, darunter sehr radikale, von
denen freilich extreme (z.B. der Antrag, einen Teil der Militärkredite für die
Entwicklungshilfe zu verwenden) abgelehnt wurden. Die Parteileitung sah sich dabei
verschiedentlich in Minderheit versetzt. Das Hauptresultat lässt sich kurz dahin
zusammenfassen, dass die Partei verpflichtet wurde, zwei Volksbegehren in die Wege
zu leiten. Das eine, das auch die Unterstützung des Vorstandes fand, soll ein
umfassendes System der sozialen Sicherheit begründen, in dem die Alters- und
Hinterlassenenversicherung (AHV) in eine Volkspension umzugestalten wäre (mit Renten
von 60 Prozent des früheren Einkommens), in dem aber auch die Versicherung gegen
Krankheit und Unfall zentral und obligatorisch zu ordnen wäre. 
Das zweite, das mit 196 gegen 139 Stimmen gegen die Parteileitung durchgesetzt wurde,
sieht die Umwandlung der Wehrsteuer in eine allgemeine Bundessteuer mit Entlastung
der unteren Einkommensklassen und scharfer Progression vor. 3
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